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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes, des Bayerischen Me-
diengesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaatsver-
trags und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

A) Problem 

Im Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag, der am 1. April 2010 in 
Kraft getreten ist, werden im Wesentlichen neue Regelungen im Bereich der 
Werbung getroffen. Dabei wurden die Werbegrundsätze und Kennzeich-
nungspflichten neu gefasst, die Bestimmungen zur Einfügung von Werbung 
und Teleshopping in Programme liberalisiert und Bestimmungen zur Pro-
duktplatzierung im öffentlich-rechtlichen und im privaten Rundfunk einge-
führt.  

Einzelne Neuregelungen im Rundfunkstaatsvertrag erfordern eine Änderung 
des Bayerischen Rundfunkgesetzes (BayRG), des Bayerischen Mediengeset-
zes (BayMG) und des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags 
und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (AGStV Rundf. und Jugendme-
diensch.).  

 

B) Lösung 

Das BayRG, das BayMG sowie das AGStV Rundf. und Jugendmediensch. 
werden an den Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag angepasst.  

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Für den Staatshaushalt:  Keine 

Für die Kommunen: Keine 

Für die Wirtschaft: Keine 

Für die Bürger: Keine 

 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes, des 
Bayerischen Mediengesetzes und des Gesetzes zur Aus-
führung des Rundfunkstaatsvertrags und des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrags 

 
§ 1 

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes 

Das Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts „Der Bayerische Rund-
funk“ (Bayerisches Rundfunkgesetz – BayRG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl 
S. 792, BayRS 2251-1-S), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GVBl S. 609), wird wie 
folgt geändert: 

1. Art. 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Für kommerzielle Tätigkeiten und die Beteiligung 
an Unternehmen gelten die §§ 16a bis 16e des Rund-
funkstaatsvertrags. 2Zuständiges Gremium der Rund-
funkanstalt im Sinn von § 16a Abs. 2 Satz 1, § 16c 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 und § 16d Abs. 2 Satz 1 
des Rundfunkstaatsvertrags ist der Verwaltungsrat. 
3Vor einer Entscheidung nach § 16a Abs. 2 Satz 1 des 
Rundfunkstaatsvertrags ist dem Rundfunkrat Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben.“ 

2. Art. 4 Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„
4Im Übrigen gelten für Werbung und Teleshopping 

§§ 7, 7a, 15, 16 Abs. 1 bis 4, §§ 16f, 18 und 64 Satz 3 
des Rundfunkstaatsvertrags und § 6 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrags.“ 

 
§ 2 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Gesetz über die Entwicklung, Förderung und Veran-
staltung privater Rundfunkangebote und anderer Teleme-
dien in Bayern (Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 
(GVBl S. 799, BayRS 2251-4-S), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GVBl S. 609), wird 
wie folgt geändert: 
1. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) 1Für Werbung und Teleshopping gelten § 1 
Abs. 4 und §§ 7, 7a des Rundfunkstaatsvertrags 
und § 6 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags. 
2§§ 44 bis 45a des Rundfunkstaatsvertrags gelten 
entsprechend.“ 

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„1Für lokale und regionale Fernsehprogramme gilt 
Abs. 1 mit der Maßgabe, dass § 7 Abs. 4 Satz 2, 
§ 7a Abs. 3 und § 45 Abs. 1 des Rundfunkstaats-
vertrags keine Anwendung finden.“ 

2. In Art. 21 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „§ 63“ durch 
die Worte „§ 64“ ersetzt. 

3. Art. 29 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„Unbeschadet der Informationspflicht nach § 9b Abs. 2 
des Rundfunkstaatsvertrags hat jeder Anbieter von 
Rundfunksendungen am Ende seiner Sendezeit Namen 
und Anschrift des Anbieters und den verantwortlichen 
Redakteur zu benennen“ 

4. Art. 37 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro 
kann belegt werden,  
1. wer als Anbieter landesweit, regional oder lo-

kal verbreiteter Programme vorsätzlich oder 
fahrlässig einen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 11, 13, 14, 16, 22 bis 28 des Rund-
funkstaatsvertrags in Verbindung mit Art. 7, 8, 
20 und 29 bezeichneten Verstöße begeht,  

2. wer als Anbieter landesweit, regional oder lo-
kal verbreiteter Programme einen in § 49 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 des Rundfunkstaatsvertrags 
in Verbindung mit Art. 9 bezeichneten Verstoß 
begeht und  

3. wer als Anbieter landesweit verbreiteter Fern-
sehprogramme vorsätzlich oder fahrlässig ei-
nen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 12 und 21 
des Rundfunkstaatsvertrags bezeichneten Ver-
stöße begeht.“ 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 
 

§ 3 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung  
des Rundfunkstaatsvertrags und des  
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

In Art. 4 Nr. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunk-
staatsvertrags und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
(AGStV Rundf. und Jugendmediensch.) vom 24. Juli 2003 
(GVBl S. 477, 480, BayRS 2251-11-S), geändert durch Ge-
setz vom 25. Oktober 2007 (GVBl S. 720), werden die 
Worte „§ 63“ durch die Worte „§ 64“ ersetzt. 
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§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ……................................…. in Kraft. 

 

 
Begründung: 

A. Allgemeines 

Im Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag, der am 1. April 
2010 in Kraft getreten ist, werden im Wesentlichen neue Regelun-
gen im Bereich der Werbung getroffen. Dabei wurden die Werbe-
grundsätze und Kennzeichnungspflichten neu gefasst, die Be-
stimmungen zur Einfügung von Werbung und Teleshopping in 
Programme liberalisiert und Bestimmungen zur Produktplatzie-
rung im öffentlich-rechtlichen und im privaten Rundfunk einge-
führt.  
Einzelne Neuregelungen im Rundfunkstaatsvertrag erfordern eine 
Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes (BayRG), des Baye-
rischen Mediengesetzes (BayMG) und des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Rundfunkstaatsvertrags und des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrags (AGStV Rundf. und Jugendmediensch.).  
 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1  (Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes) 

Zu Nr.1: 

Regelung der Zuständigkeit des Verwaltungsrats des Bayerischen 
Rundfunks im Bereich der kommerziellen Tätigkeit nach den 
§§ 16a bis 16e des Rundfunkstaatsvertrags.  

Zu Nr. 2: 

Redaktionelle Anpassung an den 13. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. 

 

Zu § 2  (Änderung des Bayerischen Mediengesetzes) 

Zu Nr. 1: 

Zu a): 

Redaktionelle Anpassung an den 13. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. 

Zu b): 

Es wird eine redaktionelle Anpassung an den 13. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vorgenommen. Die Vorschriften über die Ein-
fügung von Werbung wurden in § 7a des Rundfunkstaatsvertrags 
vereinheitlicht und liberalisiert. Auch die Regelung des § 45 des 
Rundfunkstaatsvertrags über die Dauer der Werbung wurde libera-
lisiert. Ausnahmen für regionale und lokale Fernsehveranstalter 
können auf § 46a des Rundfunkstaatsvertrags gestützt werden. 

Zu Nr. 2: 

Redaktionelle Anpassung an den 13. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. 

Zu Nr. 3: 

Es wird auf den mit dem 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag neu 
eingefügten § 9b Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags hingewiesen. 

Zu Nr. 4: 

Zu a): 

Redaktionelle Anpassung an den 13. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. 

Zu b): 

Pflichten zur Einfügung von Werbung und Teleshopping sind in 
§ 7a des Rundfunkstaatsvertrags geregelt. § 46a des Rundfunk-
staatsvertrags sieht für lokale und regionale Fernsehprogramme 
keine Ausnahme von § 7a Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags vor. 
Ein Verstoß gegen § 7a Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags ist 
nicht nach § 49 Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertrags bußgeldbe-
wehrt.  

Nach § 46a des Rundfunkstaatsvertrags können keine abweichen-
den Regelungen von § 45a des Rundfunkstaatsvertrags getroffen 
werden. § 45a des Rundfunkstaatsvertrags gilt auch für lokale und 
regionale Fernsehprogramme. 

Zu c): 

Folgeänderung. 

 

Zu § 3  (Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Rund-
funkstaatsvertrags und des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrags) 

Redaktionelle Anpassung an den 13. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. 

 

Zu § 4  (Inkrafttreten) 

Regelung des Inkrafttretens. 

 
 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Staatsminister Dr. Marcel Huber
Abg. Hans Joachim Werner
Abg. Eberhard Sinner
Abg. Prof. Dr. Michael Piazolo
Abg. Ulrike Gote
Abg. Julika Sandt



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 a auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes, des Bayerischen 

Mediengesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags 

und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (Drs. 16/8242)

- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Staatsregierung begründet.

Bitte schön, Herr Staatsminister Dr. Huber.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Staatskanzlei): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es geht um ein paar technische Anpassungen. Die Staats­

regierung hat zu diesem Behufe einen Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen 

Rundfunkgesetzes, des Bayerischen Mediengesetzes und des Gesetzes zur Ausfüh­

rung des Rundfunkstaatsvertrages und des Jugendmedienschutz­Staatsvertrages in 

den Landtag eingebracht. Der 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag macht diese An

passungen notwendig. Darüber hinaus werden die Zuständigkeiten im Bayerischen 

Rundfunkgesetz für kommerzielle Tätigkeiten des Bayerischen Rundfunks geregelt.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden Anpassungen an den 13. Rundfunkän

derungsstaatsvertrag vorgenommen, der seit 1. April 2010 in Kraft ist. Im Wesentli­

chen wurden darin neue Regelungen im Bereich der Werbung getroffen. Werbegrund­

sätze und Kennzeichnungspflichten in den Programmen wurden neu gefasst. Die 

Bestimmungen zur Einfügung von Werbung und Teleshopping wurden liberalisiert. 

Darüber hinaus wurden Regelungen zum Product Placement, also zur Produktplatzie­

rung, im öffentlich­rechtlichen sowie im privaten Rundfunk eingeführt. Diese Regelun­

gen machen Anpassungen im Bayerischen Rundfunkgesetz, im Bayerischen Medien­

gesetz und im genannten Ausführungsgesetz notwendig. Mit dem vorliegenden 

Gesetzentwurf, der heute in Erster Lesung behandelt wird, wollen wir die entsprechen­

den Änderungen vornehmen.
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Mit dem Gesetzentwurf sollen auch Zuständigkeiten im Bayerischen Rundfunkgesetz 

definiert werden. Es soll eine Regelung der Zuständigkeit des Verwaltungsrates des 

Bayerischen Rundfunks für den Bereich der kommerziellen Tätigkeiten des Senders 

nach den Paragraphen 16 a bis 16 e des Rundfunkstaatsvertrages aufgenommen         

werden. Nach den bestehenden Regelungen hat der Verwaltungsrat die Aufgabe, die 

wirtschaftliche und technische Entwicklung des Rundfunks zu fördern

Ich bitte den Landtag, diesem Gesetzentwurf der Staatsregierung zuzustimmen, nach­

dem die ausführlichen Beratungen in den Ausschüssen erfolgt sind. Damit bin ich 

auch schon am Ende der Begründung.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Staatsminister. Als 

Nächster hat Kollege Joachim Werner das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Hans Joachim Werner (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, meine 

Damen und Herren! Der Herr Staatsminister hat darauf hingewiesen: Mit diesem Ge­

setzentwurf wird eine Art technische Reaktion gestartet. Im Grunde geht es um die 

Umsetzung einer EU-Richtlinie in Bayern, die im 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag

für Deutschland erfolgt ist. Die sechzehn Bundesländer haben sich zusammenraufen 

müssen. Beim vorliegenden Gesetzentwurf geht es um die Umsetzung in den bayeri­

schen Mediengesetzen. Unser Gestaltungsspielraum tendiert gegen null. Was will 

man auch anders machen, als es schon im 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

steht? Der Spielraum bei den Ausschussberatungen wird nicht groß sein.

Mir kommt es aber auf die Umsetzung an. Darauf müssen wir achten. Die für die Über­

wachung der neuen Bestimmungen zuständigen Gremien müssen gut aufpassen. Ei­

nigen gehen diese Regelungen nicht weit genug, anderen gehen sie zu weit. Das 

spricht eher dafür, dass der goldene Mittelweg der richtige ist.
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Ich kann schon heute die Zustimmung der SPD­Fraktion in der Ausschussberatung 

und dann in der Zweiten Lesung ankündigen. Wie gesagt: Es ist eine technische Re­

aktion. Lassen Sie uns hurtig ans Werk gehen.

Herr Staatsminister, es war Ihre Jungfernrede in diesem Amt, ich hätte Ihnen ein span­

nenderes, interessanteres Thema gewünscht. Dann wäre meine Reaktion darauf 

wahrscheinlich auch spannender ausgefallen. Wir werden aber noch ausreichend Ge­

legenheit haben, uns auf dem Gebiet der Medienpolitik zu fetzen. Das ist ein Verspre­

chen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. Als Nächster 

hat Herr Kollege Sinner das Wort. Bitte schön, Herr Kollege

Eberhard Sinner (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieses 

Thema ist hier schon x-mal behandelt worden. Dieser Landtag hat dem 13. Rundfunk

änderungsstaatsvertrag am 11. März 2010 zugestimmt. Damals ist das Inhaltliche dis­

kutiert worden. Die SPD, die FDP und die CSU waren damals dafür; die GRÜNEN und 

die FREIEN WÄHLER waren dagegen. Der vorliegende Gesetzentwurf ist nichts ande­

res als die Umsetzung des 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrags, den wir hier aus   

führlich behandelt haben. Dieser Staatsvertrag geht wiederum auf die Richtlinie für au­

diovisuelle Mediendienste vom 11. Dezember 2007 zurück, die in Brüssel 

verabschiedet wurde.

Herr Kollege Werner, unabhängig von der Frage, ob das weiter gehen oder weniger 

weit gehen könnte, muss man feststellen, dass wir einen Binnenmarkt haben und 

Rundfunkübertragungen nicht vor Ländergrenzen halt machen. Fernsehprogramme, 

die über Satellit in Europa verbreitet werden, sind in ganz Europa empfangbar. Das 

kann jeder von Ihnen an der eigenen Satellitenschüssel nachprüfen. Deswegen war 

es sehr sinnvoll, für all diese Programme ein Minimum an Regeln festzulegen. Damit 

wird deutlich gemacht, dass bei der Werbung bestimmte Kriterien berücksichtigt wer­
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den müssen. Für mich ist ein ganz entscheidender Gesichtspunkt, dass das nicht erst 

ab jetzt umgesetzt wird ­ das wäre fatal ­, sondern das ist schon seit dem Zeitpunkt 

des Inkrafttretens der Richtlinie gängige Praxis in den Rundfunkanstalten. Das heißt 

also, wir befinden uns hier in einem Akt der nachlaufenden Gesetzgebung. Für den 

Bürger, der ein Medium wie das Fernsehen empfängt, ist es wichtig, dass er bei der 

Massensuggestion, die damit ausgelöst wird, sicher sein kann, dass die Redaktion un­

abhängig ist und ihn eben keine über Product Placement finanzierte Botschaften errei­

chen und in eine bestimmte Richtung manipulieren. Es wurden klare Regelungen ge­

troffen, um Product Placement und Sponsoring zu kennzeichnen. Der Zuschauer weiß 

dann, wer hinter einer bestimmten Botschaft steht; entweder ist es in der Verantwor­

tung der Redaktion oder es steht hier eine andere Botschaft dahinter, die etwas mit 

Werbung zu tun hat.

Es ist richtig und wichtig, dass in bestimmten Bereichen des Rundfunks Werbung, Pro­

duct Placement und andere Dinge ausgeschlossen sind.

Wir werden diesem Gesetzentwurf natürlich zustimmen. Mir ging es darum, festzuhal­

ten, dass die EU­Richtlinie zugrunde liegt. Die Regelungen gelten zum großen Teil 

schon und werden hoffentlich eingehalten. Diese Sache ist im Interesse der Zuschau­

er. Letztlich ist das auch für den Verbraucherschutz eine wichtige Sache. Insoweit wird 

sich in den Ausschussberatungen kein großer Beratungsbedarf mehr ergeben. Ich 

hoffe, dass die FREIEN WÄHLER und die GRÜNEN, nachdem wir jetzt den dritten 

Versuch unternehmen, vielleicht diesmal zustimmen können.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Nächster hat Herr Professor Dr. Piazolo

das Wort.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Meine sehr verehrten Damen und Her­

ren! Herr Sinner, haben Sie es gesehen? - Ich wiederhole das für Sie. Das war eine

Werbeeinblendung. Ich habe vor mir ein Produkt, einen Stift platziert. Dieser Stift ist 

orange und darauf befindet sich das Logo der FREIEN WÄHLER. Das ist eine klassi­
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sche Produktplatzierung in einer Rede. Der Abgeordnete Piazolo wurde mit einem 

FREIE­WÄHLER­Kugelschreiber ausgestattet. Im Fernsehen könnte man und müsste 

man das jetzt einblenden.

(Tobias Thalhammer (FDP): Schreibt er?)

­ Selbstverständlich schreibt er. Es steht ja hier einiges drauf. Selbstverständlich wird 

mit diesem Kugelschreiber auch geschrieben.

Das heißt: Die Werbung an sich war unauffällig. Niemand von Ihnen hat sie bemerkt.

(Bernd Sibler (CSU): Aber man muss da auch das Interesse haben! ­ Hubert Ai­

wanger (FREIE WÄHLER): Das hat nur einer, der schreiben kann!)

Die Kennzeichnung ist auffällig. Es kommt immer darauf an, wie auffällig etwas ist. 

Wenn Autorität und Glaubwürdigkeit hinter einem Produkt stehen, ist die Wirkung 

groß. Nehmen wir einmal jemanden mit Prinzipienfestigkeit, vielleicht den Herrn Minis­

terpräsidenten. Wenn er dieses Beispiel mitbekommt, könnte er sich denken: Das ist 

eine glaubwürdige Person. Sie strahlt für mich Autorität aus. Also ist für mich ein sol­

cher Kugelschreiber interessant. Stellen Sie sich einmal vor, in jeder Wahlkabine 

lägen Kugelschreiber der FREIEN WÄHLER. Dort wäre die Wirkung besonders groß. 

Viele würden dann ihr Kreuzchen bei den FREIEN WÄHLERN machen. Ich weiß jetzt 

nicht, wie ich bei den Begriffen "Glaubwürdigkeit" und "Prinzipienfestigkeit" auf den Mi­

nisterpräsidenten gekommen bin.

Sehen wir uns einmal das Gesetz an. Herr Kollege Sinner, dort heißt es: "Auf eine 

Produktplatzierung ist eindeutig hinzuweisen." Damit ist zum Beispiel die Werbung für 

ein Produkt in einem Film gemeint. Darauf ist eindeutig hinzuweisen. Dieser Hinweis 

ist zu Beginn und zum Ende einer Sendung sowie bei der Fortsetzung dieser Sendung 

nach einer Werbeunterbrechung zu senden, also dreimal. Wenn dieser Kugelschreiber 

auf einem Tisch liegt, sehen Sie ihn nicht. Es wird jedoch vor der Sendung, nach der 

Sendung und bei Werbeunterbrechungen darauf hingewiesen.
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Ich möchte ganz deutlich die Frage stellen: Ist das sinnvoll? Sie als Abgeordnete kön­

nen sich nun vielleicht vorstellen, warum ich und wir als FREIE WÄHLER diesem Ge­

setzentwurf kritisch gegenüberstehen. Sie sollten - deshalb habe ich dieses Beispiel 

gewählt - darüber nachdenken, ob Sie wirklich so abstimmen sollten, wie das Ihre           

Fraktionsspitze bei diesem Gesetzentwurf will.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Nächste hat Frau Kollegin Gote das 

Wort.

Ulrike Gote (GRÜNE): Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir 

müssen heute in der Tat die Sachdebatte nicht mehr führen. Ich kann deshalb auf un­

sere Diskussionen zum eigentlichen Staatsvertrag verweisen, die sowohl hier im Ple­

num als auch in den Ausschüssen geführt wurden. Richtig ist, wir GRÜNE waren 

gegen diesen Staatsvertrag und sind es noch, weil uns die Regelungen zur Produkt­

platzierung und zur Schleichwerbung eindeutig zu weit gehen. Hier geht es jetzt um 

die nachlaufende Umsetzung und Anpassung unserer bayerischen Gesetze. Herr Kol­

lege Sinner, es wäre völlig unlogisch, wenn die GRÜNEN auf einmal für die Umset­

zung wären. Wir waren und sind gegen diesen Staatsvertrag und werden deshalb 

auch gegen dieses Gesetz stimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Nächste hat Frau Kollegin Sandt das 

Wort.

Julika Sandt (FDP): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der Aphoristiker Wer­

ner Mitsch hat einmal gesagt: Es gibt drei Arten von Werbung, nämlich laute, lautere 

und unlautere. Der 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag ist seit dem 1. April 2010 in 

Kraft. Er regelt die Balance zwischen den berechtigten Verbraucherinteressen einer­

seits und den Interessen der Werbewirtschaft und der Unternehmen andererseits.
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Zu den Verbraucherinteressen wurde schon einiges gesagt. Einmal gibt es die Kenn­

zeichnungspflicht von Product Placements. Gerade bei der Umsetzung des Staatsver­

trags im Bayerischen Mediengesetz werden die vorhandenen Spielräume genutzt. 

Hier ist eine Geldbuße mit einem Maximalbetrag von 500.000 Euro vorgesehen, wenn

ein Anbieter eine unzulässige Werbung schaltet.

Es geht jedoch nicht nur um den Stift oder das Olympia­Logo ­ für die Olympiade 

werbe ich sehr gerne ­, sondern zum Beispiel um Spielfilme, in denen ein Auto von 

James Bond zu sehen ist. Irgendein Auto muss man dafür nehmen. Wenn das in vie­

len Fällen ein BMW oder ein Audi ist, bringt James Bond, wenn er Gas gibt, auch die 

Konjunktur in Bayern auf Touren; denn die Leute kaufen dann möglicherweise solche 

Autos. Das ist ein Antrieb für die Werbewirtschaft und für die werbetreibenden Unter­

nehmen. Das ist auch für die Medienschaffenden positiv, die von der Werbung profitie­

ren. Wenn das alles verboten würde und nicht einmal Hinweise und Kennzeichnungen 

möglich wären, könnte man gleich darauf verzichten.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Dann macht man lieber die regionalen 

Fernsehsender platt!)

Wir müssten dann gleich den einen oder anderen Film weglassen. Wir können doch 

keine Insellösungen schaffen. Wir können doch nicht sagen: In Bayern muss bei 

einem James­Bond­Film das BMW­Logo wegretuschiert werden.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Da kommt dann ein schwarzer Balken darü­

ber!)

Das wäre ein absoluter Schmarrn. Das wollen wir nicht. Deshalb sehen wir das anders 

als die FREIEN WÄHLER.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das ist Ihr Fehler!)

Ich kann nur an Sie appellieren, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen; denn damit wer­

den Graubereiche, die vorher da waren, geregelt. Die Werbetreibenden müssen wis­
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sen, was sie tun dürfen und was nicht. Wir brauchen eine klare Grenze zwischen lau­

terer und unlauterer Werbung.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Damit ist die Aussprache geschlossen. Im 

Einvernehmen mit dem Ältestenrat schlage ich vor, den Gesetzentwurf dem Aus­

schuss für Hochschule, Forschung und Kultur als federführendem Ausschuss zu über­

weisen. Besteht damit Einverständnis? - Ich sehe keinen Widerspruch. Es ist so be  

schlossen.
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Hochschule, Forschung und Kultur 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 16/8242 

zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes, des 
Bayerischen Mediengesetzes und des Gesetzes zur Aus-
führung des Rundfunkstaatsvertrags und des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrags 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatterin: Dr. Annette Bulfon 
Mitberichterstatter: Dr. Christoph 
 Rabenstein 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für 
Hochschule, Forschung und Kultur federführend 
zugewiesen.  
Der Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie und der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen haben den Ge-
setzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 48. Sitzung am 8. Juni 2011 beraten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie hat den Gesetzentwurf in 
seiner 52. Sitzung am 7. Juli 2011 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Gesetzentwurf in seiner 133. Sitzung am 
28. September 2011 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf in seiner 61. Sitzung am 29. September 2011 
endberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, dass 
in § 4 als Datum des Inkrafttretens der „1. Novem-
ber 2011“ eingefügt wird. 

Bernd Sibler 
Vorsitzender 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/8242, 16/9685 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgeset-
zes, des Bayerischen Mediengesetzes und des Gesetzes 
zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags und des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

§ 1 
Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes 

Das Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts „Der Bayerische Rund-
funk“ (Bayerisches Rundfunkgesetz – BayRG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl 
S. 792, BayRS 2251-1-S), zuletzt geändert durch § 1 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GVBl S. 609), wird wie 
folgt geändert: 

1. Art. 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Für kommerzielle Tätigkeiten und die Beteiligung 
an Unternehmen gelten §§ 16a bis 16e des Rundfunk-
staatsvertrags. 2Zuständiges Gremium der Rundfunkan-
stalt im Sinn von § 16a Abs. 2 Satz 1, § 16c Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 Satz 1 und § 16d Abs. 2 Satz 1 des 
Rundfunkstaatsvertrags ist der Verwaltungsrat. 3Vor 
einer Entscheidung nach § 16a Abs. 2 Satz 1 des Rund-
funkstaatsvertrags ist dem Rundfunkrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben.“ 

2. Art. 4 Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„
4Im Übrigen gelten für Werbung und Teleshopping 

§§ 7, 7a, 15, 16 Abs. 1 bis 4, §§ 16f, 18 und 64 Satz 3 
des Rundfunkstaatsvertrags und § 6 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrags.“ 

 
§ 2 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Gesetz über die Entwicklung, Förderung und Veran-
staltung privater Rundfunkangebote und anderer Teleme-
dien in Bayern (Bayerisches Mediengesetz – BayMG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 

(GVBl S. 799, BayRS 2251-4-S), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GVBl S. 609), wird 
wie folgt geändert: 
1. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) 1Für Werbung und Teleshopping gelten § 1 
Abs. 4 und §§ 7, 7a des Rundfunkstaatsvertrags 
und § 6 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags. 
2§§ 44 bis 45a des Rundfunkstaatsvertrags gelten 
entsprechend.“ 

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„1Für lokale und regionale Fernsehprogramme gilt 
Abs. 1 mit der Maßgabe, dass § 7 Abs. 4 Satz 2, 
§ 7a Abs. 3 und § 45 Abs. 1 des Rundfunkstaats-
vertrags keine Anwendung finden.“ 

2. In Art. 21 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „§ 63“ durch 
die Worte „§ 64“ ersetzt. 

3. Art. 29 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„Unbeschadet der Informationspflicht nach § 9b Abs. 2 
des Rundfunkstaatsvertrags hat jeder Anbieter von 
Rundfunksendungen am Ende seiner Sendezeit Namen 
und Anschrift des Anbieters und den verantwortlichen 
Redakteur zu benennen;“ 

4. Art. 37 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro 
kann belegt werden,  
1. wer als Anbieter landesweit, regional oder lo-

kal verbreiteter Programme vorsätzlich oder 
fahrlässig einen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 11, 13, 14, 16, 22 bis 28 des Rund-
funkstaatsvertrags in Verbindung mit Art. 7, 8, 
20 und 29 bezeichneten Verstöße begeht,  

2. wer als Anbieter landesweit, regional oder lo-
kal verbreiteter Programme einen in § 49 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 des Rundfunkstaatsvertrags 
in Verbindung mit Art. 9 bezeichneten Verstoß 
begeht und  

3. wer als Anbieter landesweit verbreiteter Fern-
sehprogramme vorsätzlich oder fahrlässig ei-
nen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 12 und 21 
des Rundfunkstaatsvertrags bezeichneten Ver-
stöße begeht.“ 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 
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§ 3 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung  
des Rundfunkstaatsvertrags und des  
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

In Art. 4 Nr. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunk-
staatsvertrags und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 
(AGStV Rundf. und Jugendmediensch.) vom 24. Juli 2003 
(GVBl S. 477, 480, BayRS 2251-11-S), geändert durch Ge-
setz vom 25. Oktober 2007 (GVBl S. 720), werden die 
Worte „§ 63“ durch die Worte „§ 64“ ersetzt. 

 
§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 2011 in Kraft.  

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes, des Bayerischen 

Mediengesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags 

und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (Drs. 16/8242)

- Zweite Lesung -

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen deshalb sofort zur Abstimmung. 

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 16/8242 und die Beschlus

sempfehlung des federführenden Ausschusses für Hochschule, Forschung und Kultur 

auf Drucksache 16/9685 zugrunde. Der federführende Ausschuss empfiehlt die unver

änderte Annahme. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Ver­

braucherschutz stimmt bei seiner Endberatung ebenfalls zu. Ergänzend schlägt er vor, 

in § 4 als Datum des Inkrafttretens "1. November 2011" einzufügen.

Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Ergänzung zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP und der SPD. - Gegenstim­

men? - Das sind die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/           

DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? - Keine. Dann ist so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. - Widerspruch erhebt sich dagegen nicht. Wer dem Gesetzent­

wurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses seine Zustimmung geben will, 

den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Ich stelle fest: Das sind die Abgeordneten 

der Fraktionen der CSU, der FDP und der SPD. Gegenstimmen? - Das sind die Abge­

ordneten der Fraktionen der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/        

DIE GRÜNEN. - Enthaltungen? - Keine.

Damit ist der Gesetzentwurf angenommen. Das Gesetz trägt den Titel: "Gesetz zur 

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes, des Bayerischen Mediengesetzes und 
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des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags und des Jugendmedien­

schutz-Staatsvertrags".
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2251-1-S ,2251-4-S ,2251-11-S 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Rundfunkgesetzes, des Bayerischen Mediengesetzes 
und des Gesetzes zur Ausführung des Rundfunkstaatsvertrags 

und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

Vom 25. Oktober 2011 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes 

Das Gesetz über die Errichtung und die Aufgaben 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts "Der Bayerische 
Rundfunk" (Bayerisches Rundfunkgesetz - BayRG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 
2003 (GVBl S. 792, BayRS 2251-1-S), zuletzt geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GVBl 
S. 609), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) 'Für kommerzielle Tätigkeiten und die 
Beteiligung an Unternehmen gelten §§ 16a bis 
16e des Rundfunkstaatsvertrags. 2Zuständiges 
Gremium der Rundfunkanstalt im Sinn von § 16a 
Abs. 2 Satz 1, § 16c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 und 
§ 16d Abs. 2 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrags ist 
der Verwaltungsrat. :Vor einer Entscheidung nach 
§ 16a Abs. 2 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrags ist 
dem Rundfunkrat Gelegenheit zur Stellungnah­
me zu geben. " 

2. Art. 4 Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

,,'Im Übrigen gelten für Werbung und Tele­
shopping §§ 7, 7a, 15, 16 Abs. 1 bis 4, §§ 16f, 18 
und 64 Satz 3 des Rundfunkstaatsvertrags und § 6 
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags." 

§2 

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes 

Das Gesetz über die Entwicklung, Förderung und 
Veranstaltung privater Rundfunkangebote und ande­
rer Telemedien in Bayern (Bayerisches Mediengesetz 
- BayMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 2003 (GVBl S. 799, BayRS 2251-4-S). zu­
letzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 8. Dezem­
ber 2009 (GVBl S. 609), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) 'Für Werbung und Teleshopping 
gelten § 1 Abs.4 und §§ 7, 7a des Rund­
funkstaatsvertrags und § 6 des Jugendme­
dienschutz-Staatsvertrags. 2§§ 44 bis 45a 
des Rundfunkstaatsvertrags geltenentspre­
chend." 

b) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,'Für lokale und regionale Fernsehpro­
gramme gilt Abs. 1 mit der Maßgabe, dass § 7 
Abs. 4 Satz 2, § 7a Abs. 3 und § 45 Abs. 1 des 
Rundfunkstaatsvertrags keine Anwendung 
finden." 

2. In Art. 21 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte ,,§ 63" 
durch die Worte" § 64" ersetzt. 

3. Art. 29 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

"Unbeschadet der Informationspflicht nach § 9b 
. Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags hat jeder An­
bieter von Rundfunksendungen am Ende seiner 
Sendezeit Namen und Anschrift des Anbieters und 
den verantwortlichen Redakteur zu benennen;" . 

4. Art. 37 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend 
Euro kann belegt werden, 

1. wer als Anbieter landesweit, regional 
oder lokal verbreiteter Programme vor­
sätzlich oder fahrlässig einen der in § 49 
Abs. 1 Satz 1 Nm. 1 bis 11, 13, 14, 16, 22 
bis 28 des Rundfunkstaatsvertrags in Ver­
bindung mit Art. 7,8,20 und 29 bezeich­
neten Verstöße begeht, 

2. wer als Anbieter landesweit, regional 
oder lokal verbreiteter Programme einen 
in § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 des Rundfunk­
staatsvertrags in Verbindung mit Art. 9 
bezeichneten Verstoß begeht und 

3. wer als Anbieter landesweit verbreite-
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ter Femsehprogramme vorsätzlich oder 
fahrlässig einen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 
Nm. 12 und 21 des Rundfunkstaatsver­
trags bezeichneten Verstöße begeht. " 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 

§3 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Rundfunkstaatsvertrags und des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags 

In Art. 4 Nr. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Rundfunkstaatsvertrags und des Jugendmedien­
schutz-Staatsvertrags (AGStV Rundf. und Jugendme­
diep.sch.) vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 477,480, BayRS 
2251-11-S), geändert durch Gesetz vom 25. Oktober 
2007 (GVBI S. 720). werden die Worte ,,§ 63" durch 
die Worte" § 64" ersetzt. 

§4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 2011 in Kraft. 

München, den 25. Oktober 2011 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 
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2032-3-1-4-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Zuständigkeiten 
für die Festsetzung, Anordnung und Abrechnung 

der Bezüge von Bediensteten und Versorgungsempfängern 

Vom 11. Oktober 2011 

Es erlassen auf Grund von 

1. Art. 14 Satz 2 des Bayerischen Besoldungsgeset­
zes (BayBesG) vom 5. August 2010 (GVBl S. 410, 
ber. S.764, BayRS 2032-1-1-F). zuletzt geändert 
durch § 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2011 (GVBl 
S.307). 

2. Art. 9 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Beamten­
versorgungsgesetzes (BayBeamtVG) vom 5. Au­
gust 2010 (GVBl S.410, 528, ber. S. 764, BayRS 
2033-1-1-F). 

3. Art. 96 Abs.4 Satz 3 des Bayerischen Beamten­
gesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, 
BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch Art. 13 
des Gesetzes vom 14. April 2011 (GVBl S. 150). 

4. Art. 10 des Gesetzes zur Ausführung der Sozial­
gesetze (AGSG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl 
S. 942, BayRS 86-7-A). zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 20. Juli 2011 (GVBl S. 319). 

die Bayerische Staatsregierung, 

5. Art. 14 Satz 5 des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, BayRS 
2030-1-1-F), zuletzt geändert durch Art. 13 des 
Gesetzes vom 14. April 2011 (GVBl S. 150). 

das Bayerische Staatsministerium der Finanzen 

folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über Zuständigkeiten für die 
Festsetzung, Anordnung und Abrechnung der Bezü­
ge von Bediensteten und Versorgungsempfängern 
(ZustV-Bezüge) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 24. Oktober 2003 (GVBl S.841, BayRS 
2032-3-1-4-F), zuletzt geändert durch § 1 der Verord­
nung vom 15. Dezember 2009 (GVBl S. 645). wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,( 1) 'Dem Landesamtfür Finanzen obliegt 

gemäß Art. 14 Satz 2 des Bayerischen Besol­
dungsgesetzes (BayBesG) die Abrechnung 
der Bezüge. 2Für die Überleitung von An­
sprüchen nach Art. 14 Satz 4 des Bayerischen 
Beamtengesetzes (BayBG) ist die Dienststelle 
Regensburg des Landesamts für Finanzen zu­
ständig. " 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Abs.3 wird Abs. 2 und erhält 
folgende Fassung: 

,,(2) 'Die Festsetzung und Abrechnung 
der Bezüge sowie die Anordnung der Bezü­
ge zur Zahlung für die bei der Bayerischen 
Versorgungskammer beschäftigten sowie zur 
Versicherungskammer Bayern und zur Baye­
rischen Tierseuchenkasse beurlaubten Beam­
ten und Beamtinnen obliegt der Bayerischen 
Versorgungskammer. 2Für diese Bediensteten 
vollzieht sie zudem die Aufgaben als Fami­
lienkasse nach § 72 Abs. 1 des Einkommen­
steuergesetzes (EStG). 3Entsprechendes gilt 
für die Überleitung von Ansprüchen nach 
Art. 14 Satz 4 BayBG." 

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3; Satz 1 erhält 
folgende Fassung: 

,,'Das Landesamt für Finanzen ist außerdem 
zuständig, im staatlichen Bereich Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts-, Pflege- und sonstigen 
Fällen festzusetzen. " 

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4. 

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird das Wort "München" durch das 
Wort "Ansbach" ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Nm. 4 und 5 wird jeweils das Wort 
"München" durch das Wort "Ansbach" 
ersetzt. 

bb) In Nr. 8 wird der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt. 
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ce) Es werden folgende Nm. 9 bis 11 angefügt: 

,,9. übrigen Beamten und Richter mit Sitz 
der Dienststelle im Regierungsbezirk 
Oberbayem die Dienststelle Ansbach 
des Landesamts für Finanzen, 

10. Beamten des Landesamts für Fi­
nanzen der Dienststellen Augsburg, 
München und Landshut die Dienst­
stelle Würzburg, 

11. übrigen Beamten des Landesamts 
für Finanzen die Dienststelle Lands­
hut." 

3. § 3 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherige Nr.2 wird Nr. 1 und erhält fol­
gende Fassung: 

,,1. der Bayerischen Versorgungskammer für 
die Beamten des Freistaates Bayern und 
sonstigen versicherungsfrei Beschäftigten 
bei dieser Behörde, " . 

c) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 2. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 werden die Worte "Abs.4" durch 
die Worte "Abs. 3" ersetzt. 

b) Abs. 4 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Abs.5 wird Abs.4; die Worte 
"Satz 5" werden durch die Worte "Satz 2" er­
setzt. 

5. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nr. 3 Buchst. c werden die Worte 
"und Oberbayem" durch die Worte ",Ober­
bayem Nord und Oberbayem Süd" ersetzt. 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte "im Sinne des 
Art. 144 Abs. 1 Satz 1 BayBG" durch die 
Worte "im Sinn des Art. 9 Abs. 2 Satz 1 
des Bayerischen Beamtenversorgungsge­
setzes (BayBeamtVG)" ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Der Pensionsbehörde obliegt auch die 
Rückforderung von Versorgungsbezügen 
nach Art. 7 Abs. 2 BayBeamtVG" . 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Die Satzbezeichnung im bisherigen Satz 2 
entfällt. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. Auskünfte über tatsächliche oder 
künftige Versorgungsanwartschaften 
oder Teile der Bemessungsgrundla­
gen, soweit sie für Entscheidungen 
der personalverwaltenden Stellen be­
nötigt werden, " . 

bb) Es werden folgende neue Nm. 2 bis 4 ein­
gefügt: 

,,2. Erhebung von Versorgungszuschlä­
gen im Vollzug des Art. 14 Abs. 2 
BeamtVG, 

3. Vollzug der Versorgungslastenteilung 
bei Dienstherrenwechseln nach dem 
Vers orgun gslas ten teil ungs -S taa ts­
vertrag sowie 'nach Art. 95 bis 99 
BayBeamtVG, 

4. Vollzug der Versorgungslastentei­
lung bei Dienstherrenwechseln nach 
Art. 108 bis 112 BayBeamtVG,". 

ce) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 5. 

dd) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 6; die Worte 
,,§ 10a Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung 
von Härten im Versorgungsausgleich vom 
21. Februar 1983 (BGEl I S. 105)" werden 
durch die Worte ,,§ 226 Abs. 1 FamFG" 
ersetzt. 

ee) Die bisherigen Nm. 4 und 5 werden 
Nm. 7 und 8. 

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bbb) In Nr.2 werden die Worte "Abs.4 
Sätze 2 und 3" durch die Worte 
"Abs. 3 Satz 2" ersetzt. 

bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 ange­
fügt: 

,,2Bezüglich der Aufgaben nach § 72 
Abs. 1 EStG gilt § 1 Abs. 2 Satz 2 entspre­
chend. 3Hinsichtlich der Zuständigkeit 
für die Überleitung von Ansprüchen nach 
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Art. 14 Satz 4 BayBG gilt § 1 Abs. 2 Satz 3 
entsprechend. " 

e) Abs. 5 und 6 werden aufgehoben. 

f) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 5; die Worte 
"Satz 5" werden durch die Worte" Satz 2" er­
setzt. 

7 . § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal Es wird folgende neue Nr. 2 eingefügt: 

,,2. die Dienststelle Ansbach des Landes­
amts für Finanzen 

a) für die Leistungsempfänger 
mit Wohnsitz in der Landes­
hauptstadt München oder in 
den Landkreisen München und 
Stamberg, 

b) für die Leistungsempfänger der 
früheren Bayerischen Staats­
bank;". 

bb) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3. 

b) In Abs. 4 werden die Worte ,,§ 63 BeamtVG" 
durch die Worte "Art. 115 BayBeamtVG" er­
setzt. 

c) In Abs. 5 werden die Worte "Nm. 2 und 3" 
durch die Worte "Nm. 1, 5 und 6" und die 
Worte "Art. 144 Abs. 2 Satz 2 BayBG" durch 
die Worte "Art. 9 Abs.4 Satz 2 Halbsatz 2 
BayBeamtVG" ersetzt. 

d) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird der Klammerzusatz ,,(Ab­
schnitt V BeamtVG)" gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte ,,§ 35 
BeamtVG" durch die Worte "Art. 52 
BayBeamtVG" ersetzt. 

e) Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

,,(7) Abweichend von Abs. 1 ist für die 
Aufgaben nach § 6 Abs. 3 Nm. 2 und 3 so­
wie in Fällen von Abfindungszahlungen im 
Rahmen der Versorgungslastenteilung nach 
Art. 108 bis 112 BayBeamtVG die Dienststelle 
München des Landesamts für Finanzen zu­
ständig. " 

8. In § 10 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte "Abs.3" 
durch die Worte "Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 2011 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 7 Buchst. a 
am 1. November 2011 in Kraft. 

(3) Bis zum Ablauf des 31. Oktober 2011 gilt § 2 
Abs.2 der Verordnung über Zuständigkeiten für 
die Festsetzung, Anordnung und Abrechnung der 
Bezüge von Bediensteten und Versorgungsempfän­
gem (ZustV-Bezüge) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 24. Oktober 2003 (GVBl S. 841, BayRS 
2032-3-1-4-F) in der bis zum Ablauf des 31. Dezem­
ber 2010 geltenden Fassung mit der Maßgabe wei­
ter, dass für die Beihilfefestsetzung für die Beam­
ten des Landesamts für Finanzen der Dienststellen 
Augsburg, München und Landshut die Dienststelle 
Würzburg örtlich zuständig ist und für die übrigen 
Beamten des Landesamts für Finanzen die Dienst­
stelle Landshut. 

München, den 11. Oktober 2011 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Georg F a h ren s c h 0 n, Staatsminister 
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7803-7-L 

Verordnung 
zur Änderung der Prüfungsordnung 

für die Fachschulen für Dorfhelierinnen und Dorfhelier 

Vom 5. Oktober 2011 

Auf Grund von Art. 54 Abs. 2 und 3, Art. 89, 93 
Abs. 1 Satz 1 und Art. 128 Abs. 1 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswe­
sen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 
2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 23. Juli 2010 (GVBl S. 334), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Prüfungsordnung für die Fachschulen für 
Dorfhelferinnen und Dorfhelfer (POFDH) vom 5. Ok­
tober 2007 (GVBl S. 722, BayRS 7803-7-L), geändert 
durch Verordnung vom 9. November 2009 (GVBl 
S. 598), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "Zweck 
und" gestrichen. 

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Ausbildung an den Fachschulen 
für Dorfhelferinnen und Dorfhelfer (Fach­
schulen) schließt mit einer staatlichen Ab­
schlussprüfung (Prüfung) ab." 

c) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird vor dem Wort "Landwirt­
schaft" das Wort "Ernährung," eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort "Studierenden" 
durch das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

- a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Nr. 2 wird das Komma durch einen 
Schlusspunkt ersetzt. 

bb) Nr. 3 wird aufgehoben. 

b) In Satz 2 werden die Worte "den Fächern 
nach Satz 1 Nm. 1 und 3" durch die Worte 
"dem Fach nach Satz 1 Nr. 1" und die Worte 
"den Fächern nach Satz 1 Nm. 2 und 3" durch 
die Worte "dem Fach nach Satz 1 Nr: 2" er­
setzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die schriftliche Prüfung dauert in 
dem Prüfungsfach nach § 4 Satz 1 Nr. 1 90 Mi­
nuten." 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden die Worte "Nr. 1" gestri­
chen. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

ce) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort "jedem" durch 
das Wort "dem" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort "Studierenden" 
durch das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

d) In Abs. 5 Satz 1 werden die Worte" schriftlichen 
Prüfungsarbeiten werden" durch die Worte 
"schriftliche Prüfungsarbeit wird" ersetzt. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Die Absatzbezeichnung wird gestrichen. 

bb) In Satz 4 werden die Worte "nach Bewer­
tungsbögen des Staatsministeriums " ge­
strichen. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

5. In § 7 Satz 1 wird das Wort "Studierenden" durch 
das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

6. § 8 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

7. § 9 Abs. 4 wird aufgehoben. 

8. § 10 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" 1 Für die Bewertung der Prüfungsleistungen 
sind die Notenstufen aus Art. 52 Abs. 2 Satz 1 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) zu verwenden. " 
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9. In § 11 Abs. 2 wird das Wort "Studierenden" 
durch das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

10. § 12 wird aufgehoben. 

11. Der bisherige § 13 wird § 12; das Wort "Studieren­
de" wird durch das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

12. Der bisherige § 14 wird § 13 und wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Nicht-Teilnahme und Nachholen der Ab­
schlussprüfung" . 

b) In Abs. 2 wird das Wort "Studierende" durch 
das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden nach dem Wort "Prü­
fung" die Worte "oder einen Prüfungs­
teil " eingefügt. 

bb) In den Sätzen 1, 3 und 4 wird das Wort 
"Studierende" jeweils durch das Wort 
"Prüflinge" ersetzt. 

ce) In Satz 5 wird das Wort "Studierende" 
durch das Wort "Prüfling" ersetzt. 

13. Der bisherige § 15 wird § 14; in Satz 1 wird das Wort 
"Studierende" durch das Wort "Prüflinge" ersetzt. 

14. Der bisherige § 16 wird § 15 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte "des Zeug­
nisses nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 5" durch die 
Worte "der Zeugnisse nach Abs. 1 Satz 1 
Nm. 4 und 5" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt: 

,,(3) Die Fächer Haus- und Nutzgarten, 
Religion und Lebensfragen sind zu besuchen, 
werden jedoch in der Prüfung nicht abge­
prüft. " 

c) Die bisherigen Abs. 3 bis 6 werden Abs. 4 bis 
7. 

d) Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8; in Satz 3 
wird das Wort "nächstrnöglichen" durch das 
Wort "nächsten" ersetzt. 

e) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9; die Zahl ,,15" 
wird durch die Zahl" 14" und die Zahl ,,16" 
durch die Zahl ,,15" ersetzt. 

15. Der bisherige § 17 wird § 16 und wie folgt geän­
dert: 

a) In der Überschrift wird das Wort ",Übergangs­
regelung" gestrichen. 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. November 2011 in 
Kraft. 

München, den 5. Oktober 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Helmut B run n er, Staatsminister 
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2237-3-UK 

Verordnung 
über die Berufsbezeichnungen der nicht verbeamteten Lehrkräfte 

(Lehrerberufsbezeichnungsverordnung - LBerBezV) 

Vom 13. Oktober 2011 

Auf Grund von Art. 59 Abs. 4, Art. 97 Abs. 2 
und Art. 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 
(GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-UK). zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2011 (GVBl 
S. 313). erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Für die Dauer ihrer Tätigkeit an der jeweiligen 
Schule kann folgenden Lehrkräften auf Antrag nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen das Recht 
eingeräumt werden, Berufsbezeichnungen zu führen: 

1. Lehrkräfte, die unbefristet im Beschäftigungsver­
hältnis an öffentlichen Schulen im Sinn von Art. 3 
Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) tä­
tig sind, und 

2. Lehrkräfte, die pauptberuflich an Ersatzschulen, 
die nicht nur vorläufig staatlich genehmigt sind 
(Art. 98 Abs. 1 BayEUG), beschäftigt sind. 

(2) Zuständig ist bei öffentlichen Schulen die je­
weilige personalverwaltende Stelle, bei Ersatzschulen 
der Arbeitgeber. 

§ 2 

(1) lDie Berufsbezeichnungen entsprechen den 
Amtsbezeichnungen von vergleichbaren verbeamte­
ten Lehrkräften. 2Die Berufsbezeichnungen sind mit 
folgenden Zusätzen zu führen: 

1. bei öffentlichen Schulen: "im Beschäftigungsver­
hältnis" , 

2. bei Privatschulen: "im Privatschuldienst " oder mit 
einem anderen, den Privatschuldienst kennzeich­
nenden Zusatz, 

3. bei Schulen, deren Träger Kirchen sind: "im Kir­
chendienst" oder mit einem anderen, den Kir­
chendienst kennzeichnenden Zusatz. 

(2) lLehrkräften dürfen Berufsbezeichnungen nur 
eingeräumt werden, wenn sie die fachlichen und pä­
dagogischen Voraussetzungen für die Übernahme 
in das Beamtenverhältnis erfüllen. 2Berufsbezeich­
nungen, die bei verbeamteten Lehrkräften als Amts­
bezeichnung durch Beförderung erreicht werden, 
können, soweit die Lehrkräfte nicht kirchlichen Ge­
nossenschaften angehören, erst ab dem Zeitpunkt 
eingeräumt werden, zu dem die Lehrkräfte in die der 
Besoldungsgruppe vergleichbarer Beamten und Be­
amtinnen entsprechende Entgeltgruppe höhergrup­
piert werden. 

§3 

lDas Recht zur Führung einer Berufsbezeich­
nung kann widerrufen werden. 2Der Widerruf muss 
erfolgen, wenn die Lehrkraft rechtskräftig zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr ver­
urteilt wird. 3Die Zuständigkeit richtet sich nach 
§ 1 Abs. 2. 

§4 

lDiese Verordnung tritt am 1. November 2011 in 
Kraft. 2Die Verordnung über die Berufsbezeichnun­
gen der Lehrkräfte an Ersatzschulen vom 31. März 
1960 (BayRS 2237-3-UK), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 12. Mai 2007 (GVBl S. 356), tritt mit Ab­
lauf des 31. Oktober 2011 außer Kraft. 

München, den 13. Oktober 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig S p a e nIe, Staatsminister 



538 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 21/2011 

2038-5-1-1-I 

Verordnung 
zur Durchführung der modularen Qualifizierung 
(Modulare Qualifizierungsverordnung - ModQV) 

Vom 14. Oktober 2011 

Auf Grund des Art. 67 Satz 1 Nr. 4 des Gesetzes 
über die Leistungslaufbahn und die Fachlaufbahnen 
der bayerischen Beamten und Beamtinnen (Leis­
tungslaufbahngesetz - LlbG) vom 5. August 2010 
(GVBl S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F) erlassen die 
Bayerischen Staatsministerien des Innern, für Wis­
senschaft, Forschung und Kunst, für Unterricht 
und Kultus, für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie, für Umwelt und Gesundheit, für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie für Ar­
beit und Sozialordnung, Familie und Frauen im Ein­
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und mit Zustimmung des Bayerischen 
Landespersonalausschusses folgende Verordnung: 

§ 1 

Geltungsbereich 

lDiese Verordnung regelt die Durchführung der 
modularen Qualifizierung für die Beamtinnen und 
Beamten des Freistaates Bayern, der bayerischen Ge­
meinden und Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli­
chen Rechts, die der staatlichen Aufsicht unterstehen. 
2Sie gilt nicht für 

1. Beamtinnen und Beamte des Staatsministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz, seines Ge­
schäftsbereichs und der der Rechtsaufsicht des 
Staatsministeriums der Justiz und für Verbrau­
cherschutz unterfallenden Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2. Beamtinnen und Beamte des Staatsministeri­
ums der Finanzen, seines Geschäftsbereichs und 
der der Rechtsaufsicht des Staatsministeriums der 
Finanzen unterfallenden Körperschaften, Anstal­
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

3. Lehrkräfte, Fachlehrkräfte und Förderlehrkräfte 
aus dem Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus sowie 

4. Beamtinnen und Beamte, für die die modula­
re Qualifizierung in einer Verordnung gemäß 
Art. 67 Satz 1 Nr. 4 des Leistungslaufbahngeset­
zes (LlbG) gesondert geregelt wird. 

§2 

Zuständigkeiten 

(1) 11m Geltungsbereich dieser Verordnung kön-

nen oberste Dienstbehörden Konzepte der modularen 
Qualifizierung erstellen. 2Sie können die Erstellung 
von Konzepten auf die für die Ernennung zuständigen 
Behörden übertragen. 

(2) lDie nach Abs. 1 zuständigen Behörden sind 
für die Organisation und Durchführung der Lehr­
veranstaltungen und Prüfungen zum Abschluss von 
Maßnahmen der modularen Qualifizierung zustän­
dig. 2Sie können in den Konzepten die Zuständigkeit 
ganz oder teilweise auf öffentlich-rechtliche Fortbil­
dungseinrichtungen, Behörden oder sonstige geeig­
nete öffentlich-rechtliche Einrichtungen übertragen. 
30berste Dienstbehörden, die kein Konzept erstellen, 
können ihre Beamtinnen und Beamten nach dem ge­
nehmigten Konzept einer anderen obersten Dienstbe­
hörde oder Ernennungsbehörde von dieser modular 
qualifizieren lassen. 

(3) lDie Anmeldung zu Maßnahmen der modula­
ren Qualifizierung erfolgt durch die obersten Dienst­
behörden. 2Sie können diese Zuständigkeit auf die für 
die Ernennung zuständigen Behörden übertragen. 

§3 

Teilnahme 

lBeamtinnen und Beamte müssen neben der Vor­
aussetzung des Art. 20 Abs. 4 LlbG für die Teilnahme 
an der modularen Qualifizierung für Ämter 

1. ab der Besoldungsgruppe A 7 mindestens ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 5, 

2. ab der Besoldungsgruppe A 10 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 8 und 

3. ab der Besoldungsgruppe A 14 mindestens ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 11 

erreicht haben. 2In den Konzepten der modularen 
Qualifizierung können weitere Regelungen getroffen 
werden, die jedoch keine prüfungs- oder auswahlähn­
lichen Elemente enthalten dürfen. 3Für die Auswahl 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Maß­
nahmen der modularen Qualifizierung gilt Art. 16 
Abs. 1 LlbG entsprechend. 4Soweit es aus dienstlichen 
Gründen erforderlich ist, kann die Teilnahme an der 
modularen Qualifizierung in den Konzepten auf be­
stimmte Arbeitsbereiche oder Dienstposten begrenzt 
werden. sFalls eine Rechtsverordnung nach Art. 70 
Abs. 3 Satz 1 LlbG eine Beförderung bis in ein Amt ab 
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der nächsthöheren Qualifikationsebene ohne Teilnah­
me an der modularen Qualifizierung zulässt, ist eine 
über dieses Amt hinaus gehende Beförderung nur 
möglich, wenn die Beamtin oder der Beamte an der 
modularen Qualifizierung für Ämter ab dieser Qualifi­
kationsebene erfolgreich teilgenommen hat. 

§ 4 

Umfang und Inhalt 

(1) lDie modulare Qualifizierung umfasst 

1. für Ämter ab der Besoldungsgruppe A 7 mindes­
tenszwei Maßnahmen, 

2. für Ämter ab der Besoldungsgruppe A 10 mindes­
tens drei Maßnahmen und 

3. für Ämter ab der Besoldungsgruppe A 14 mindes­
tens vier Maßnahmen. 

2Die Maßnahmen der modularen Qualifizierung ver­
mitteln die in der jeweiligen Fachlaufbahn oder in dem 
jeweiligen fachlichen Schwerpunkt erforderlichen 
Grund- und Fachkenntnisse sowie sozialen Kompe­
tenzen, die jeweils an den Anforderungen der Ämter 
ab der nächsthöheren Qualifikationsebene ausgerich­
tet sind. 3Die konkreten Inhalte der Maßnahmen, de­
ren Abschluss, die unterrichtende und die prüfende 
Stelle werden in den Konzepten der modularen Qua­
lifizierung festgelegt. 4Die Gesamtdauer der Maßnah­
men nach Satz 1 Nr. 1 soll zwischen 10 und 15 Tagen, 
nach Satz 1 Nr. 2 zwischen 15 und 20 Tagen und nach 
Satz 1 Nr. 3 zwischen 20 und 25 Tagen betragen. 5Im 
angemessenen Umfang kann in den Konzepten die 
Anrechnung von Fortbildungen als Maßnahmen der 
modularen Qualifizierung vorgesehen werden. 

(2) lIn den Konzepten der modularen Qualifizie­
rung kann festgelegt werden, dass von den Maßnah­
men nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mindestens eine Maß­
nahme nach Art. 20 Abs. 2 Satz 7 LlbG, die für Ämter 
in den Besoldungsgruppen A 12 und A 13 qualifiziert, 
in der Besoldungsgruppe A 11 stattfindet. 2Für die 
Teilnahme an den weiteren Maßnahmen nach Satz 1 
gilt § 3 entsprechend. 

§ 5 

Prüfung und Teilnahmebescheinigung 

(1) lEine Maßnahme der modularen Qualifizie­
rung, die fachlich theoretische Inhalte vermittelt, 
schließt mit einer mündlichen Prüfung ab, die spätes­
tens sechs Wochen nach dem Ende der Lehrveranstal­
tung durchgeführt wird. 2Mindestens zwei Wochen vor 
der Prüfung werden die Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer hierzu schriftlich eingeladen und dem Landesper­
sonalausschuss Ort und Zeit der Prüfung mitgeteilt. 
3Gegenstand der Prüfung sind die Inhalte der Maß­
nahme nach Satz 1. 4Die Prüfungszeit beträgt für jede 

Teilnehmerin und jeden Teilnehmer 30 Minuten in den 
Fällen der § 4 Abs. 1 Satz 1 Nm. 1 und 2 und 45 Minu­
ten in den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3. 

(2) lDie übrigen Maßnahmen schließen jeweils 
mit einer Bescheinigung der erfolgreichen Teilnahme 
ab. 2Bei der Entscheidung, ob die Teilnahme erfolg­
reich war, sind das auf Grund der Mitarbeit gezeigte 
Verständnis für die vermittelten Inhalte sowie die ge­
zeigte Fähigkeit zur praktischen Anwendung maßge­
bend. 3In den Maßnahmen, die Sozial- und Führungs­
kompetenzen zum Gegenstand haben, soll anhand 
von praktischen Übungen die gezeigte soziale Hand­
lungsfähigkeit sowie das Führungsverhalten beurteilt 
werden. 

§ 6 

Durchführung und Abschluss des Verfahrens 

(1) lDie mündliche Prüfung ist nicht öffentlich. 
2Sie wird von einer Kommission durchgeführt, die 
aus zwei Prüferinnen oder Prüfern besteht, von de­
nen eine oder einer in der jeweiligen Maßnahme un­
terrichtet haben soll. 3Die für die Organisation und 
Durchführung der Prüfung zuständige Stelle bestellt 
die Mitglieder der Kommission, bestimmt das vor­
sitzende Mitglied und teilt dies in der schriftlichen 
Einladung den Prüfungsteilnehmerinnen und -teil­
nehmern mit. 4Als Prüferinnen und Prüfer sollen nur 
Beamtinnen und Beamte mit einschlägiger Berufser­
fahrung in den Bereichen der zu prüfenden Personen 
bestellt werden. 5In den Fällen der § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nm. 1 und 2 müssen die Prüferinnen und Prüfer min­
destens ein Amt der Besoldungsgruppe A 10 inneha­
ben; mindestens eine oder einer muss in der dritten 
Qualifikationsebene eingestiegen sein. 6In den Fällen 
des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 müssen die Prüferinnen 
und Prüfer mindestens ein Amt der Besoldungsgrup­
pe A 14 innehaben; mindestens eine oder einer muss 
in der vierten Qualifikationsebene eingestiegen sein. 
7Soweit geeignete Beamtinnen und Beamte nicht zur 
Verfügung stehen, können vergleichbare Beschäftigte 
oder andere geeignete Personen mit vergleichbaren 
Qualifikationen als Prüferinnen und Prüfer bestellt 
werden, wobei mindestens ein Mitglied der Kommis­
sion im öffentlichen Dienst tätig sein soll. 

(2) In der mündlichen Prüfung sollen bis zu drei 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer gemeinsam ge­
prüft werden. 

(3) lDie Kommission bewertet das Ergebnis der 
mündlichen Prüfung mit "bestanden" oder mit "nicht 
bestanden". 2Bei der Bewertung wird auf die fachli­
chen Kenntnisse, das Verständnis des Erlernten sowie 
auf die methodische Handlungsfähigkeit geachtet. 
3Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Mitglieds, das in der Maßnahme nach Abs. 1 Satz 2 
den höheren Anteil an Unterricht durchgeführt hat; 
bei gleichen Anteilen entscheidet das vorsitzende 
Mitglied. 4Das vorsitzende Mitglied teilt der Teilneh­
merin oder dem Teilnehmer das Ergebnis mündlich 
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mit. 51st die mündliche Prüfung nicht bestanden, so 
ist dies auf Verlangen schriftlich zu begründen. 6Über 
die mündliche Prüfung wird ein Ergebnisprotokoll ge­
fertigt, das vom vorsitzenden Mitglied unterschrieben 
wird. 

(4) lDie Stelle, die die jeweilige Lehrveranstal­
tung der modularen Qualifizierung durchgeführt hat, 
bestätigt die erfolgreiche Teilnahme nach § 5 Abs. 2. 
2Lehren mehrere Dozentinnen oder Dozenten in einer 
Maßnahme, gilt Abs. 3 Satz 3 entsprechend. 3Kann die 
erfolgreiche Teilnahme nicht bestätigt werden, ist die 
Entscheidung schriftlich zu begründen. 

(5) lDie oberste Dienstbehörde oder die von die­
ser gemäß Art. 3 Abs. 1 LlbG bestimmte Behörde stellt 
den Abschluss der modularen Qualifizierung fest. 
2Der erfolgreiche Abschluss wird gemäß Art. 20 Abs. 5 
Satz 1 LlbG festgestellt, wenn die mündliche Prüfung 
bestanden und die erfolgreiche Teilnahme an den üb­
rigen Maßnahmen nach § 5 Abs. 2 bescheinigt wur­
de. 3Entsprechendes gilt für Teilfeststellungen nach 
Art. 20 Abs. 5 Satz 2 LlbG. 'Die Feststellung ist der 
Teilnehmerin oder dem Teilnehmer schriftlich mitzu­
teilen. 

§ 7 

Wiederholungsmöglichkeiten 

lPrüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer, die 
die mündliche Prüfung nicht bestanden haben oder 
deren Prüfung als nicht bestanden gilt, können die 
Prüfung einmal wiederholen. 2Die übrigen, nicht er­
folgreich abgeschlossenen Maßnahmen nach § 5 
Abs. 2 können ebenfalls einmal wiederholt werden. 
3Für die Wiederholung können die obersten Dienst­
behörden oder die von diesen bestimmten Behörden 
Auflagen vorsehen und bestimmte Fristen festsetzen, 
vor oder nach welchen eine Wiederholung nicht zu­
lässig ist (Sperr- und Ausschlussfristen). 

§ 8 

Rücktritt und Versäumnis, Verhinderung 

(1) lFür die mündliche Prüfung gilt § 32 der Allge­
meinen Prüfungsordnung (APO) entsprechend. 2Kann 
eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilneh­
mer aus Gründen, die sie oder er nachweislich nicht 
zu vertreten hat, die Prüfung nicht oder nur zum Teil 
ablegen, so gilt die Prüfung als nicht abgelegt. 

(2) lKann eine Beamtin oder ein Beamter aus 
Gründen, die sie oder er nachweislich nicht zu vertre­
ten hat, an einer Maßnahme nach § 5 Abs. 2 nicht teil­
nehmen, so gilt die betreffende Maßnahme als nicht 
angetreten. 2Sofern eine Beamtin oder ein Beamter 
einzelne Fehlzeiten innerhalb einer Maßnahme nicht 
zu vertreten hat, kann eine erfolgreiche Teilnahme be­
scheinigt werden, wenn die versäumten Inhalte nach­
geholt oder anderweitig ausgeglichen worden sind. 

§9 

Nachteilsausgleich 

Sofern erforderlich, sind schwerbehinderten und 
gleichgestellten Beamtinnen und Beamten auf ihren 
Antrag hin angemessene Erleichterungen bei Prüfun­
gen sowie beim Erwerb von Bescheinigungen der er­
folgreichen Teilnahmen nach § 5 Abs. 2 zu gewähren. 

§ 10 

Verweis auf Regelungen 
der Allgemeinen Prüfungsordnung 

. Hinsichtlich der nachträglichen Geltendmachung 
von Mängeln im Prüfungsverfahren und hinsichtlich 
Unterschleif, Beeinflussungsversuch und Ordnungs­
verstoß gelten §§ 34 und 35 APO entsprechend. 

§11 

Beginn der modularen Qualifizierung; 
Überg angsvorschrift 

(1) IDer Aufstieg nach § 41 Abs. 5, §§ 46 und 51 
der Verordnung über die Laufbahnen der bayerischen 
Beamtinnen und Beamten (Laufbahnverordnung -
LbV) vom 1. April 2009 (GVBl S. 51, BayRS 2030-2-
1-2-F) in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden 
Fassung-wird zum 1. Januar 2012 durch die modulare 
Qualifizierung abgelöst. 2Beamtinnen und Beamte, 
die am 31. Dezember 2011 die Einführungszeit ge­
mäß §§ 46 und 51 LbV abgeschlossen haben, beenden 
den Aufstieg gemäß §§ 46 und 51 LbV. 3Für Beam­
tinnen und Beamte, die sich am 31. Dezember 2011 
gemäß §§ 46 und 51 LbV in der Einführungszeit be­
finden, kann in den Konzepten der modularen Quali­
fizierung ein dort inhaltlich und zeitlich näher zu be­
stimmendes Wahlrecht vorgesehen werden, wonach 
die Beamtinnen und Beamten zwischen der Durch­
führung des Aufstiegsverfahrens nach dem bis zum 
31. Dezember 2010 geltenden Recht und den ab dem 
1. Januar 2012 geltenden Regelungen der modularen 
Qualifizierung wählen können. 'Die Ausübung des 
Wahlrechts ist gegenüber der obersten Dienstbehör­
de schriftlich zu erklären. 5In den Konzepten kann 
bestimmt werden, in welchem Umfang bereits durch­
geführte Fortbildungsmaßnahmen bei Ausübung des 
Wahlrechts im Rahmen der modularen Qualifizierung 
angerechnet werden können. 

(2) 1 Beamtinnen und Beamten, denen die Eignung 
bis zum 31. Dezember 2010 nach §§ 41, 46 und 51 LbV 
zuerkannt wurde und die am 1. Januar 2012 noch 
nicht zugelassen worden sind, werden bis zur nächs­
ten periodischen Beurteilung so gestellt, als würden 
sie die Voraussetzung nach Art. 20 Abs. 4 LlbG er­
füllen. 2Sie kommen nur für eine Qualifizierung nach 
Art. 20 LlbG und §§ 3 bis 10 in Verbindung mit dem 
jeweiligen Konzept der modularen Qualifizierung in 
Betracht. 
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(3) lFür Beamtinnen und Beamte, für die Art. 70 
Abs. 4 Satz 4 LlbG anwendbar ist, können in den Kon­
zepten zur modularen Qualifizierung in der Besol­
dungsgruppe A 11 Maßnahmen nach Art. 20 Abs. 2 
Satz,7 LlbG vorgesehen werden, soweit dies für die 
Wahrnehmung von Ämtern in den Besoldungsgrup­
pen A 12 und A 13 erforderlich ist. 2§ 3 gilt entspre­
chend. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Okto­
ber 2011 in Kraft. 

München, den 14. Oktober 2011 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Joachim Her r man n, Staatsminister 

Bayerisches Staats ministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Dr. Wolfgang Heu bis c h, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig S p a e nIe, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Infrastruktur, 

Verkehr und Technologie 

Martin Z eil, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit 

Dr. Markus S öde r, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Helmut B run n er, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 

Christine H ade r t hau er, Staatsministerin 

541 
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2230-2-3-2-WFK 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Durchführung des 
Bayerischen Eliteförderungsgesetzes 

Vom 14. Oktober 2011 

Auf Grund von Art. 9 Nm. 6 und 7 des Bayeri­
schen Eliteförderungsgesetzes (BayEFG) vom 26. Ap­
ril 2005 (GVBl S. 104, BayRS 2230-2-3-WFK) erlässt 
das Bayerische Staatsrninisterium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst im Einvernehmen mit den Bay­
erischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus 
und der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung zur Durchführung des Baye­
rischen Eliteförderungsgesetzes (DVBayEFG) vom 
30. Juni 2005 (GVBI S. 248, BayRS 2230-2-3-2-WFK), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 28. Mai 2010 
(GVBl S. 272), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

,,§ 2 

Evaluierung der Förderung 

Die Evaluierung der Studien-, Graduierten­
und Postgraduiertenförderung erfolgt in Abstän­
den von sieben Jahren.,i 

2. In § 10 Satz 1 wird der Betrag ,,480 €" durch den 
Betrag ,,900 €" ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Okto­
ber 2011 in Kraft. 

München, den 14. Oktober 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Dr. Wolfgang Heu bis c h, Staatsminister 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 21/2011 543 



544 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 2112011 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Verlag Bayerische Staatszeitung GmbH 
Herzog-Rudolf-Str. 3, 80539 München 
PVSt, Deutsche Post AG, Entgelt bezahlt, B 1612 

Herausgeber/Redaktion: Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-Strauß-Ring 1, 80539 München 
Das Bayerische Gesetz- und Verordnungs blatt wird nach Bedarf ausgegeben, in der Regel zweimal im Monat. 
Zur Herstellung des Bayerischen Gesetz- und Verordnungs blatts (GVBl) wird Recycling-Papier verwendet. 
Druck: AZ Druck und Datentechnik GmbH, Heisinger Straße 16,87437 Kempten 
Vertrieb: Verlag Bayerische Staats zeitung GmbH, Herzog-Rudolf-Str. 3, 80539 München 
Tel. 0 89/290142 - 59/69, Telefax 089/29014290. 
Bezug: Die amtliche Fassung des GVBl können Sie über den Verlag Bayerische Staatszeitung GmbH beziehen. 
Der Preis des Jahresabonnements für die amtliche Fassung des GVBl beträgt ab dem 1. Januar 2010 81,00 € 
inkl. MwSt. und Versandkosten. Einzelausgaben können zum Preis von 3,00 € inkl. MwSt. zzgl. Versand beim 
Verlag angefordert werden. Für Abonnementkündigungen gilt eine Frist von vier Wochen zum nächsten Ersten 
eines Monats (bei Vorauszahlung zum Ende des verrechneten Bezugszeitraums). 
Widerrufsrecht: Der Verlag räumt ein Widerrufsrecht von einer Woche ab Absendung der Bestellung ein. 
Zur Wahrung der Frist genügt das rechtzeitige Absenden des Widerrufs (Poststempel) an: 
Verlag Bayerische Staats zeitung GmbH, Vertrieb, Postfach 221653,80506 München 
Bankverbindung: Postbank München, Konto-Nr. 68 88 808 BLZ: 700 10080 

ISSN 0005-7134 


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 16/8242 vom 05.04.2011
	Plenarprotokoll Nr. 75 vom 12.05.2011
	Beschlussempfehlung mit Bericht 16/9685 des HO vom 29.09.2011
	Beschluss des Plenums 16/9824 vom 12.10.2011
	Plenarprotokoll Nr. 84 vom 12.10.2011
	Gesetz- und Verordnungsblatt vom 31.10.2011


 
 
    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 14 to page 14
     Mask co-ordinates: Left bottom (23.52 742.26) Right top (50.80 762.02) points
      

        
     0
     23.5193 742.261 50.8017 762.0172 
            
                
         14
         SubDoc
         14
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     13
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 10 to page 10
     Mask co-ordinates: Left bottom (182.51 746.96) Right top (201.32 761.08) points
      

        
     0
     182.5096 746.9649 201.325 761.0764 
            
                
         10
         SubDoc
         10
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     9
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 8 to page 8
     Mask co-ordinates: Left bottom (111.01 812.78) Right top (127.00 823.13) points
      

        
     0
     111.0062 812.7811 126.9986 823.1291 
            
                
         8
         SubDoc
         8
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     7
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 7 to page 7
     Mask co-ordinates: Left bottom (160.86 811.84) Right top (177.80 822.19) points
      

        
     0
     160.8649 811.8403 177.7981 822.1884 
            
                
         7
         SubDoc
         7
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     6
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 7 to page 7
     Mask co-ordinates: Left bottom (158.98 735.64) Right top (179.68 748.81) points
      

        
     0
     158.9835 735.6412 179.6796 748.8114 
            
                
         7
         SubDoc
         7
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     6
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 3 to page 3
     Mask co-ordinates: Left bottom (478.85 805.29) Right top (495.79 821.29) points
      

        
     0
     478.8525 805.2927 495.7864 821.2858 
            
                
         3
         SubDoc
         3
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     2
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 3 to page 3
     Mask co-ordinates: Left bottom (560.70 313.27) Right top (611.50 377.24) points
      

        
     0
     560.6996 313.2694 611.5013 377.2418 
            
                
         3
         SubDoc
         3
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     2
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 3 to page 3
     Mask co-ordinates: Left bottom (524.01 618.08) Right top (554.11 639.72) points
      

        
     0
     524.0095 618.0792 554.1142 639.717 
            
                
         3
         SubDoc
         3
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     2
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 2 to page 2
     Mask co-ordinates: Left bottom (363.15 735.71) Right top (384.79 748.88) points
      

        
     0
     363.1534 735.7092 384.792 748.8806 
            
                
         2
         SubDoc
         2
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     1
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 2 to page 2
     Mask co-ordinates: Left bottom (75.26 726.30) Right top (88.44 737.59) points
      

        
     0
     75.2649 726.301 88.4363 737.5908 
            
                
         2
         SubDoc
         2
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     1
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 2 to page 2
     Mask co-ordinates: Left bottom (296.36 633.16) Right top (327.40 644.45) points
      

        
     0
     296.3557 633.1607 327.4025 644.4504 
            
                
         2
         SubDoc
         2
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     1
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 1 to page 1
     Mask co-ordinates: Left bottom (143.94 818.50) Right top (169.35 835.44) points
      

        
     0
     143.9442 818.5006 169.3461 835.4352 
            
                
         1
         SubDoc
         1
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     0
     1
      

   1
  

    
   HistoryItem_V1
   AddMaskingTape
        
     Range: From page 1 to page 1
     Mask co-ordinates: Left bottom (125.13 667.03) Right top (135.48 675.50) points
      

        
     0
     125.128 667.0299 135.4769 675.4972 
            
                
         1
         SubDoc
         1
              

       CurrentAVDoc
          

      

        
     QITE_QuiteImposingPlus2
     Quite Imposing Plus 2.9b
     Quite Imposing Plus 2
     1
      

        
     15
     16
     0
     1
      

   1
  

 HistoryList_V1
 qi2base



